EAP 004-1/36/01-2003 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 13.02.2003 einberufenen 

36. Sitzung der Gemeindevertretung am 21. Februar 2003 um 17.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Siegfried Düh, GV Johann Sommerer, GV Maria Paar, GV Horst Göttlich, GV Johann Riedl;

Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
Vizebgm. Walter Seidl, GR Herbert Thalhammer, GV Dorothea Aberger, GV Mag. Hildegard Eisl, GV Ing. Helmut Aschenberger, GV Franz Ortner; 

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GR Johann Kaindl, GV Ing. Bernhard Joham, GR Franz Brandstätter, GV Johann Strumegger;

Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich;

Nicht anwesend: GV Johann Schwaiger – entschuldigt; 

Schriftführerin: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der
Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3. Abwasserkanal Ufersammler-Nord – Grundsatzbeschlüsse - Beratung und Beschluss;

4. Änderung Abfallabnahmevertrag SAB – Beratung und Beschluss;

5. Mehrzweckhalle – Projektstand, Vorgangsweise – Beratung und Beschluss;

6. Informationen über die Beschlüsse der Gemeindevorstehung;

7.
Allfälliges;

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder eröffnet um 17.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge

zu 3.) Abwasserkanal Ufersammler-Nord - Grundsatzbeschlüsse – Beratung und Beschluss:

Für die Planung des Ufersammlers-Nord wurden bekanntlich die erforderlichen Variantenun-tersuchungen durchgeführt.

Die Investitionskosten für das Gesamtprojekt belaufen sich zwischen € 1,118.975,-- und 
€ 1.304.920--, wobei für Enzing jeweils € 305.420,-- zu veranschlagen wäre.

Die Varianten beziehen sich ja bekanntlich auf den Uferbereich bei den Wochenendhäusern. Die reinen Baukosten für den Ufersammler betragen laut Auskunft des Geschäftsführers des Reinhalteverbandes mindestens € 577.430,--.

Allein aus diesen Zahlen ist zu ersehen, dass der wesentlich kostspieligere Teil der Uferbe-reich ist. Noch dazu stehen den hohen Baukosten die niedrigen Anschlussgebühren gegen-über, da es sich in der Regel um kleinere Gebäude handelt.

Die gesetzliche Möglichkeit wäre, bis zu 50 % der Baukosten als Interessentenbeiträge einzuheben.

Es wird daher vorgeschlagen, folgendermaßen vorzugehen:

· Bereich Enzing – Verrechnung des allgemeinen Anschlussgebührensatzes;

· Bereich Seeufer – Verrechnungsmöglichkeiten:



Einnahmen

Allgemeiner Gebührensatz 
€
22,--/m²:
€
63.288,50  (10,9 % der reinen Baukosten)


€
57,--/m²
€
141.537,00  (24,5 % der reinen Baukosten)


€ 
70,--/m²
€
170.602,00  (29,5 % der reinen Baukosten)

Auf Grund des geringen Deckungsgrades bei den Baukosten hat die Gemeindevorstehung vorgeschlagen, die Einhebung der letzten Variante anzustreben, da auch mit dieser erst 
29,5 % der Baukosten durch Interessentenbeiträge hereingebracht werden könnten.

Die näheren Zahlen der Variantenuntersuchung wurden den Fraktionsführern in Kopie übermittelt. 

Bürgermeister Eder erörtert die Sachlage und es werden noch einige Spezialfälle wie z.B.

der Anschluss des Hauses Enzing 7 besprochen. 

GR Dr. Wolfgang Leinberger begrüßt den lange angestrebten Bau des Kanals in diesem Bereich. Die Behandlung der Siedlungshäuser mit dem Normaltarif steht außer Frage. 

Das Wohnhaus Sackler ist als Wohnhaus deklariert, aber nur als Zweitwohnsitz genutzt, daher wäre auch eine dementsprechende Anschlussgebühr zu entrichten. 

Der Vorschlag des Bürgermeisters, auch beim Haus Sackler 30 % der Baukosten als Interessentenbeitrag einzuheben, erscheint ihm als gerechtfertigt. Seiner Meinung nach wäre bei den Seehäusern die Berechnung des Interessentenbeitrages mit einem Sockelbetrag und nach der Größe fair, aber lt. Bürgermeister ist dies nicht möglich. Er wäre für einen Betrag von 25% bis 30% der Baukosten. Dies wäre für ihn die untere Grenze, da man lt. Gesetz bis zu 50 % der Baukosten einheben könnte. 

Vizebgm. Seidl sagt dazu, dass die Einhebung des Interessentenbeitrages bei den Häusern im Ort Enzing außer Frage steht. 

Bei den Wochenendhäusern wäre die SPÖ ebenfalls für die Einhebung von etwa 30 % der Baukosten, da auch die zukünftigen Nutzungsgebühren sehr wenig einbringen werden.

Der Gesetzgeber sieht vor, bis zu 50 % der Baukosten von den Eigentümern zu verlangen. Darüber soll man die Wochenendhausbesitzer auch informieren. 

Der Fall Sackler soll vielleicht noch detaillierter behandelt werden. 

GV Strumegger fragt, wie dies mit den Pumpwerken funktionieren soll. 

Bürgermeister Eder erörtert dazu die Planung und die Kostenvergleiche. Die jetzt geplante Variante ist die kostengünstigste. 

GV Göttlich meldet sich nicht nur weil er betroffen ist, sondern weil er die Vorgangsweise vor den anderen Wochenendhausbesitzern rechtfertigen muss. Er empfindet es als Ungerechtigkeit gegenüber dem Gebiet von Sagspitz bis Strandbad, bei denen damals nicht die 30 % der Baukosten verrechnet wurden. Er wäre für eine Verrechnung von 20 % der Baukosten.

GV Weyrich schließt sich den Ausführungen des Vizebürgermeisters an, da mit den Benützungsgebühren wenig eingebracht werden kann. Er wäre ebenfalls für die 30 %, die vorgeschlagen wurden. 

GR Kaindl fragt bezüglich der Sammelbehälter bei den Pumpwerken an. Es kann zu Schwierigkeiten führen, wenn ein Stromausfall wäre. 

Dies erörtert Bürgermeister Eder genauer. Es werden auch die Probleme der Hauspumpwerke

angesprochen. 

GV Paar wäre für ein Gespräch mit den Wochenendhausbesitzern. 

Bürgermeister Eder sagt, dass die Hausbesitzer sowieso informiert werden müssen, aber die Gemeinde muss sich vorerst einmal über die Vorgangsweise und den Einhebungsbetrag einig sein. 

GR Brandstätter fragt, wie es in Zukunft mit den Erweiterungen der Wochenendhäuser aussieht. 

Bürgermeister Eder erklärt, dass es hier keine generelle Bestimmung gibt. Bei einer Vergrößerung ist jeder Fall individuell zu behandeln. 

GV Ing. Aschenberger spricht nochmals die Erörterungen von GV Göttlich an. Er fragt, ob jemals beim Kanalbau so eine Berechnung der Interessentenbeiträge erfolgt ist. 

Bürgermeister Eder erklärt, dass eine solche Berechnung noch nie angestellt wurde. 

GV Ing. Aschenberger fragt, ob es eine Variantenmöglichkeit bei der Flächenberechnung gibt. 

Bürgermeister Eder erklärt, dass dies nach der gesetzlichen Punktebewertung gerechnet wird. 

GV Ing. Aschenberger sagt, man muss sich vor Augen halten, dass die Gemeinde lt. Gesetz eine Möglichkeit von 50 % der Baukosten einheben könnte und die vorgeschlagenen 30% weit darunter liegen.

GR Dr. Leinberger sagt, es ist eigentlich gar nichts vergleichbar, weder von einer anderen Gemeinde, noch von einem anderen Bauabschnitt. Es ist jeder Kanalbau unterschiedlich. 

Vizebgm. Seidl erwähnt, dass im Bereich Fenning die Sachlage durch den Bau des Uferwanderweges ganz anders war, denn diese Wochenendhausbesitzer hatten dadurch Qualitätseinbußen. Dies ist daher mit Enzing nicht vergleichbar. 

Frau GV Mag. Eisl spricht sich unbedingt für den dieses Kanalabschnittes aus und sie sagt, dass die Umlegung der 30 % von den Baukosten auf die Benützer ebenfalls notwendig ist, da es nicht einsehbar ist, wenn die Öffentlichkeit die Kosten tragen soll. 

GV Göttlich spricht nochmals die Ungerechtigkeit der Verrechnung an. 

GV Riedl sagt, Tatsache ist, dass dieser Kanalbauabschnitt einer der teuersten ist. Er wäre als Kompromiss für einen Interessentenbeitrag von 25 % der Baukosten. Man darf nicht außer Acht lassen, dass die Wasserqualität des Sees sehr wichtig ist. Bevor man nun noch einige Jahre diskutiert, sollte man sich vielleicht doch auf 25% einigen. 

GR Herbert Thalhammer spricht die Erhaltungskosten an, die anfallen werden. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, den Reinhalteverband Wallersee Süd mit dem Bau 

der Abwasserkanalabschnitte Enzing und Ufersammler-Nord laut der vorliegenden Variantenuntersuchung zu beauftragen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, die Weiterverrechnung der Baukosten an die Benützer der Wochenendhäuser bei denen Hauspumpwerke erforderlich sind mit 30 % der reinen Baukosten festzusetzen. 

Bei den übrigen Objekten soll die Verrechnung nach den zum Zeitpunkt der Verrechnung gültigen Punktewert lt. Gemeindevertretungsbeschluss erfolgen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 4.) Änderung Abfallabnahmevertrag SAB – Beratung und Beschluss;

Die Änderung des Abfallabnahmevertrages sieht vor, dass die Gemeinde Henndorf am Wallersee von der im bestehenden Vertrag vorgesehenen Kündigungsmöglichkeit per 31.12.2007 keinen Gebrauch macht. 

Die Gemeindevorstehung hat dies in ihrer Sitzung vom 27.11.2002 befürwortet, da es keine Alternative dazu gibt. Dieser Tagesordnungspunkt war bereits in der Sitzung vom 13.12.2002 Gegenstand der Beratungen, wobei man damals den Beschluss zurück gestellt hat, um genauere Informationen einzuholen.

Auf den damaligen Amtsbericht und die Diskussion darf verwiesen werden.

Ein wesentlicher Kritikpunkt war unter anderem die kurzfristige Entscheidungsfrist für die Änderung des Vertrages und ein gewisser Informationsmangel zu diesem Punkt.

Durch das Schreiben der zuständigen Abteilung des Landes, durch die Beratungen auf Landes- und Regionalebene sind die wesentlichen Punkte geklärt.

· Die Entsorgungssicherheit für die Gemeinden ist langfristig gesichert.

· Das Mitspracherecht ist über die Mitgliedsgemeinden des RHV gegeben.

· Der genannte Entsorgungspreis basiert auf einer durchgeführten Ausschreibung

· Die bisherige Zusammenarbeit war bisher durchwegs positiv und soll sich auch langfristig gesichert und ökologisch hochwertig weiter entwickeln.

Im Regionalverband wurden noch einige Wünsche zur Verbesserung der Partnerschaft wie z.B. nach Transparenz der Gesamtkostenrechnung, sowie nach Sitz und Stimmrecht für den Flachgau und den Tennengau erörtert. Diese Punkte sollen in der Verbandssitzung des Groß-raumverbandes Salzburg vorgebracht und gegebenenfalls beschlossen werden.

GV Ing. Aschenberger fragt, was sich seit der letzten Diskussion geändert hat. 

Bürgermeister Eder gibt nochmals einige Erläuterungen dazu, stimmt aber zu das sich keine wesentlichen Änderungen ergeben haben.

GR Dr. Leinberger sagt, dass die Gemeinden mit der verzögerten Beschlussfassung doch Zeichen gesetzt haben. Vielleicht wird dadurch das Mitspracherecht verbessert. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, die vorgeschlagene Änderung des Abfallabnahmever-trages mit der SAB, demzufolge die Gemeinde Henndorf am Wallersee von der Kündigungsmöglichkeit per 31.12.2007 absieht, zu genehmigen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 5.) Mehrzweckhalle – Projektstand, Vorgangsweise – Beratung und Beschluss:

Nach dem Gemeindevertretungsbeschluss vom 15.11.2002, in dem beschlossen wurde den Standort bei den Sportanlagen weiter zu verfolgen, die Grundeigentümerverhandlungen fortzuführen, sowie die Raumordnungsverfahren inkl. Bürgerinformation einzuleiten, ist nunmehr folgender Projektstand gegeben:

Grundeigentümerverhandlungen:

Grundsätzliche Bereitschaft der Grundeigentümer zur Errichtung einer Mehrzweckhalle. In einem Gespräch wurden die grundsätzlichen Aspekte sowie die finanziellen Vorstellungen beider Vertragspartner erörtert. Nähere Details dazu sind dem Protokoll der Sitzung der Arbeitsgruppe zu entnehmen, welches den Fraktionsführern beigelegen hat.

Raumordnungsverfahren:
Eine REK – Abänderung ist nicht erforderlich, die Abänderung des Flächenwidmungsplanes ist bereits eingeleitet.

Naturschutzverfahren:
Grundsätzlich keine Einwände seitens des Naturschutzes, bei der Errichtung sind gewisse Maßnahmen diesbezüglich zu setzen.

Finanzierung:
Nach einem Gespräch mit einem Steuerberater ist die nunmehr wahrscheinlichste Variante, dass die Gemeinde durch Mieteinnahmen die laufenden Betriebskosten (exkl. Grund- und Baukosten) erwirtschaften muss, dann kann beim Bau der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden. Hier werden noch detaillierte Berechnungen und Gespräche erfolgen, damit das endgültig mit dem Finanzamt abgeklärt werden kann.

Ein weitere Variante wäre Leasing, wobei es hier informative Vorgespräche mit einer Firma gegeben hat, die ebenfalls ergeben haben, dass die oben angeführte Variante die günstigste wäre. Falls die Betriebskosten durch Einnahmen nicht gedeckt sind, kommt unter anderem auch Leasing als Finanzierungsmodell in Frage.

Raumprogramm:
Es wird nach Möglichkeit noch vor der Gemeindevertretungssitzung eine weitere Sitzung der Arbeitsgruppe geben, da mit Herrn Dr. Scheibl (SLR) eine Erörterung des Raumprogramms speziell in Bezug auf die Auswirkungen auf die Betriebskosten erfolgen soll.

Auf Grund der angeführten Gegebenheiten soll nach Möglichkeit das Raumprogramm und die Art des Wettbewerbes beschlossen werden, um die weiteren Schritte für den Architektenwett-bewerb veranlassen zu können.

GR Brandstätter fragt, ob nach dem heutigen Beschluss, mit den Grundeigentümern ein Vorvertrag abgeschlossen wird. 

Bürgermeister erörtert nochmals den derzeitigen Verhandlungsstand, aber daran kann sich durchaus noch etwas ändern. 

GV Weyrich fragt, ob die Gemeinde, wenn sich herausstellt, dass die Kosten zu hoch sind, noch zurücktreten könnte. 

Die Kostenfrage sollte laut Bürgermeister Eder bis zu den Vorverträgen geklärt sein. 

Vizebgm. Seidl wäre dafür, alle Beschlüsse, sowohl über das Raumprogramm, als auch über die Verhandlungsbasis mit den Grundeigentümern und den Architektenwettbewerb heute zu fassen. Es gibt eine Arbeitsgruppe und diese ist hinreichend informiert. 

GV Weyrich spricht nochmals die Zusammenkunft mit Herrn Scheibl bezüglich der zu erwartenden Betriebskosten an.

Bürgermeister Eder erörtert, dass die Gemeindevertretung mit diesen Beschlüssen, die heute gefasst werden sollen, nur die Kosten des Architektenwettbewerbes riskiert. 

GV Düh sagt, er kennt persönlich kein Raumprogramm und er will dies daher noch nicht entscheiden. 

Bürgermeister Eder weist darauf hin, dass das Raumprogramm seit Oktober 2002 aufliegt und jede Partei erhalten hat. 

GV Strumegger fragt, ob die Gemeinde schon abgeklärt hat, was konkret errichtet werden soll eine Mehrzweckhalle oder Veranstaltungssaal. 

Bürgermeister Eder gibt dazu noch detaillierte Ausführungen.

GR Kaindl spricht die Kosten für den Architektenwettbewerb an. 

GV Riedl sagt, wenn heute die anstehenden Beschlüsse gefasst werden, könnte man nach dem Gespräch mit Herrn Scheibl, wenn dies positiv verläuft, zügig weiterarbeiten. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, das vorliegende Raumprogramm, das in der nächsten Sitzung der Arbeitsgruppe nochmals geprüft wird, als Basis für einen geladenen Architektenwettbewerb herzunehmen. Mit den Grundeigentümern soll auf Basis des im Amtsbericht enthaltenen Pachtzinses ein Vertragsentwurf ausgearbeitet werden. 

Sollten sich auf Grund des Gespräches mit Herrn Dr. Scheibl wesentliche Änderungen des Raumprogramms ergeben, so ist der Gemeindevertretung ein entsprechendes abgeändertes Raumprogramm vorzulegen. 

2 Stimmenthaltungen – GV Strumegger und GV Sommerer

18 Ja-Stimmen

Der Antrag ist somit angenommen. 

zu 6.) Informationen über Beschlüsse der Gemeindevorstehung:

Die Gemeindevorstehung hat in letzter Zeit zwei Sitzungen abgehalten und folgende Tagesordnungspunkte behandelt:

13.01.2003:

1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2.) Auftragsvergabe Ergänzung Eiszeitlehrweg – Beratung und Beschluss;

3.) Personelles – Beratung und Beschlüsse;

4.) Allfälliges;

10.02.2003:

5.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

6.) Radwegebau Marieninsel – Projektstand, Vorgangsweise – Beratung und Beschluss;

7.) Schneeräumung ab 2003/2004 – Ankauf Schneepflüge – Beratung

8.) Volks- und Hauptschule – Verträge Kopiergeräte – Beratung und Beschluss;

9.) Ausbau Gemeindestraßen 2003 – Beratung;

10.) Allfälliges;

7. Allfälliges:

Der Bürgermeister weist auf die nächste Sitzung zu regionalen Leitbilderstellung hin. 

Bürgermeister Eder erörtert die Zusammenkunft bezüglich des Radweges Eggerberg.

Die Kostenschätzung beläuft sich auf € 350.000,-- für die Gemeinde. Hier ergeben sich aber einige Verbesserungen für die Anrainer und auch eine Linksabbiegespur im Bereich Bacher wäre inbegriffen. Bis zur nächsten Sitzung soll ein genauer Plan und eine Kostenschätzung vorliegen. 

GV Mag. Eisl fragt bezüglich des geplanten Kaufes der Schneepflüge an, wie das System der Benützung läuft bzw. in Zukunft laufen soll.

GR Kaindl erklärt das derzeitige und das geplante System der Schneeräumung. 

geschlossen : 
 18.45 Uhr



gelesen, gefertigt und genehmigt:








gez. Bürgermeister Rupert Eder








gez. Vizebgm. Walter Seidl








gez. alle anwesenden GV-Mitglieder

F.d.R.d.A.

